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Gesetz zur Überleitung des Bundesbesoldungsgesetzes, des Beamtenversorgungs-
gesetzes und ergänzender Vorschriften sowie Änderung dienstrechtlicher Vorschrif-
ten („Bereinigungspaket“) vom 12. Dezember 2008 
 
 
Im Folgenden möchte ich auf einige versorgungsrechtliche Änderungen im Zusammen-

hang mit dem „Bereinigungspaket“ hinweisen. 

Das Gesetz zur Überleitung des Bundesbesoldungsgesetzes, des Beamtenversorgungs-

gesetzes und ergänzender  Vorschriften sowie  Änderung dienstrechtlicher Vorschriften 

vom 12. Dezember 2008 wurde am 30. Dezember 2008 im Gesetz- und Verordnungsblatt 

auf Seite 785 veröffentlicht und ist am 31. Dezember 2008 in Kraft getreten. 

 

Neben der Überleitung des Beamtenversorgungsgesetzes in Landesrecht wurden eine 

Reihe redaktioneller und inhaltlicher Änderungen vorgenommen. Dabei wurde auch die ak-

tuelle höchstrichterliche Rechtsprechung umgesetzt. 

 

Zu den wesentlichen Änderungen zählen:  

 

1. Regelung der versorgungsrechtlichen Wartezeit (§ 5 Abs. 3 BeamtVG) 
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In Folge des Beschlusses des Bundesverfassungsgerichts vom 20.03.2007 - 2 BvL 

11/04 - ist die versorgungsrechtliche Wartezeit für eine Versorgung aus dem letzten 

Beförderungsamt von drei auf zwei Jahre abgesenkt worden.  

2. Wegfall des Versorgungsabschlags „alter Art“ bei Teilzeitbeschäftigung und Beur-

laubung ohne Dienstbezüge (§ 85 Abs. 4 Satz 2 BeamtVG) 

Der gem. Übergangsregelung für die am 31.12.1991 vorhandenen Beamtinnen und 

Beamten nach § 85 Abs. 4 Satz 2 BeamtVG fortgeltende Versorgungsabschlag 

wurde durch eine Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 18. Juni 2008 

- 2 BvL 6/07 - grundsätzlich als mit dem Grundgesetz unvereinbar und nichtig er-

klärt.  

3. Wegfall der Ausbildungsquotelung (§ 6 Abs. 1 Sätze 4 und 5, § 12 Abs. 5, § 13 Abs. 

1 Satz 3 BeamtVG) 

Die bisherige Quotelung von Ausbildungszeiten bei der Anrechnung auf die ruhege-

haltfähige Dienstzeit wurde aufgehoben. 

4. Definition des Begriffs der Hauptberuflichkeit bei der Beurteilung der Ruhegehaltfä-

higkeit von Vordienstzeiten (§ 10 Abs. 2 BeamtVG) 

Als Konsequenz aus einem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 25. Mai 2005  

- 2 C 20.04 - sind unter Beachtung der entwickelten Grundsätze zur Hauptberuflich-

keit die Vordienstzeiten dann zu berücksichtigen, wenn im gleichen Zeitraum ein 

Beamtenverhältnis mit dem gleichen Beschäftigungsumfang zulässig gewesen wä-

re. Im Vorgriff auf die gesetzliche Regelung wurde bereits mit Erlassen des Finanz-

ministeriums S-H vom 9. Februar 2006 und 5. Juni 2007 (Az.: VI 404 - 0336.1-

10(11)) auf die geänderte Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts mit der 

Bitte um Beachtung hingewiesen.  

5. Grundsätzliches Erfordernis der Erhebung eines Versorgungszuschlages in Höhe 

von 30 v.H. für die Anerkennung einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge zur Aus-

übung einer Erwerbstätigkeit als ruhegehaltfähige Dienstzeit (§ 6 Abs. 1 Nr. 5 

BeamtVG) 

Die Änderung stellt sicher, dass in entsprechenden Beurlaubungsfällen ein einheitli-

cher Versorgungszuschlag erhoben wird. Das Finanzministerium kann jedoch Aus-

nahmen von der Erhebung des Versorgungszuschlages zulassen. Zurzeit wird auf-

grund eines Erlasses des Finanzministeriums vom 22. Oktober 2008 (Az.: VI 404- 

 



 

0336.13.002) in Schleswig-Holstein kein Versorgungszuschlag bei Beurlaubungen 

für den Auslandseinsatz (insbesondere den Auslandsschuldienst) erhoben. 

6. Ausdehnung der Höchstgrenze im § 53 Abs. 2 Nr. 3 BeamtVG auf die Antragsal-

tersgrenze von 63 Jahren im § 54 Abs. 4 Nr. 2 Landesbeamtengesetz. 

Bisher galt die Höchstgrenze im § 53 Abs. 2 Nr. 3 BeamtVG nur für schwerbehinder-

te Beamtinnen und Beamte, die die Antragsaltersgrenze nach § 54 Abs. 4 Nr. 1 

Landesbeamtengesetz in Anspruch nehmen. 

 

 

 

Detlef Demmel 

 


